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Beschlussantrag 

 
1.  

a. Dem Geschäftsplan 2018 des Jobcenters (Anlage 1) wird unter Vorbehalt der 
Bestätigung der vorläufigen Haushaltsansätze durch die Verabschiedung des 
Bundeshaushaltes 2018 und dem Erlass der Eingliederungsmittel-Verordnung 
2018 zugestimmt.  
 

b. Zur Finanzierung der Verwaltungskosten ist eine Umschichtung in Höhe von 
732.714 EUR vom Eingliederungsbudget in das Verwaltungskostenbudget 
(Anlage 1, Punkt 1.1) vorgesehen. 

 
2. Der Gemeinderat stimmt dem Arbeitsmarktprogramm sowie der Art und dem Umfang 

der im Geschäftsplan (vgl. Anlage 1) genannten Beschaffungen („Maßnahmen“) im 
Rahmen der bezeichneten voraussichtlichen Aufwendungen („Kostenschätzung 
gesamt inkl. Optionen und Aufstockung“) zu. Dem Oberbürgermeister werden gem. 
§ 44 Abs. 2 Satz 1 Var. 3 GemO jeweils einzelfallbezogen die Entscheidungen über die 
Vergabe der nach Satz 1 dieser Beschlussziffer zu beschaffenden Leistungen bis zu 
einer Vergabesumme, welche jeweils um bis zu 20 Prozent über dem bezeichneten 
voraussichtlichen Aufwand liegt, übertragen. 

 
3. Den Angebotswerten im Zielvereinbarungsverfahren wird zugestimmt. Der 

Gemeinderat wird über den Abschluss mit dem Land informiert. 
 
4. Von den entsprechend Ziffer 2.1 der GRDrs 910/2017 erteilten Ermächtigungen im 

Umfang von 51,00 VZK werden wegen der prognostizierten Entwicklung im 
Gesamtbestand an ELB und BG 14,87 VZK in 2018 voraussichtlich nicht in Anspruch 
genommen. Die Stellenbesetzung erfolgt entsprechend dem im Jahr 2018 tatsächlich 
vorliegenden Fallzahlenbestand. 
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Begründung

1. Geschäftsplan 2018 (Anlage 1) 
 

Die strategische Ausrichtung der Eingliederungsleistungen wurde unter Berücksichtigung der 
Rahmenbedingungen, Handlungsbedarfe und gesetzlichen Ziele vorgenommen. 

Auch 2018 sind folgende Prämissen in der zugelassenen kommunalen Trägerschaft handlungs-
leitend: 

 
1. Schaffung von Synergien durch Partnerschaften und Kooperationen. 
2. Umfassende und lebensverlaufsunterstützende Begleitung und Förderung am Übergang 

von der Schule in den Beruf. 
3. Umsetzung akteursübergreifender Qualitätsstandards bei Beratungs-, Unterstützungs- 

und Förderangeboten. 
4. Gewährleistung einer Sozialraumorientierung. 
5. Beachtung der sozialpolitischen Teilhabeaspekte bei der Ausgestaltung der 

Förderinstrumente. 
 

1.1 Rahmenbedingungen 

1.1.1 Entwicklungen am Arbeitsmarkt 

Die Entwicklung am Arbeits- und Ausbildungsmarkt wird in 2018 ähnlich wie in 2017 vermutet. 
Allerdings ist davon auszugehen, dass sich der bereits im Sommer 2016 erkennbare Anstieg 
bei der Zahl der Arbeitslosen in Folge der Zunahme von arbeitsuchenden Flüchtlingen im 
Rechtskreis SGB II die Arbeitslosigkeit weiter fortsetzen wird. 
 

Konjunkturspiegel Baden-Württemberg 

Indikator 
Veränderung in % 

zum 
Vorjahreszeitraum 

2017 2016 

Sep Aug Juli Jun Mai Apr Mrz Feb Jan Dez Nov Okt 

3. Quartal 2. Quartal 1. Quartal 4. Quartal 

Arbeitslose -7,2 -5,3 -6,0 -5,6 -6,2 -5,5 -4,9 -3,5 -2,9 -1,5 -0,1 -0,4 

Gemeldete 
Arbeitsstellen 

+11,8 +11,0 +10,0 +9,0 +8,5 +9,1 +7,9 +8,4 +9,0 +8,7 +9,4 +11,4 

Erwerbstätige  1,6 1,5 1,4 

Bruttoinlandsprodukt +2,3 +1,1 +3,5 +1,7 

 

 
Es ist mit einem stärkeren Abbau der Arbeitslosigkeit von Leistungsberechtigten ohne Flucht-
hintergrund in der Grundsicherung zu rechnen. Allerdings wird dieser Effekt im Jahresverlauf 
2018 überlagert durch die vermehrten Arbeitslosmeldungen von Flüchtlingen, die nach den 
Asylverfahren im SGB II registriert werden.  
 
Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB) geht in 
seiner Herbstprognose von einer günstigen Entwicklung in Bezug auf Beschäftigung und Ar-
beitslosigkeit in Baden-Württemberg für das Jahr 2018 aus. Der prognostizierte Abbau der Ar-
beitslosigkeit ist demnach mehrheitlich auf den Bereich des SGB III (Arbeitslosenversicherung) 
zu erwarten. Der Flüchtlingseffekt wird als schwer kalkulierbar eingeschätzt, weshalb das IAB 
mit entsprechend großen Spannweiten bei seinen Prognosen operiert. Das IAB geht in seiner 
regionalen Arbeitsmarktprognose vom 26.09.2017 für den Agenturbezirk Stuttgart von einem 
Rückgang der Arbeitslosenzahl von im Mittel -1,4 Prozent aus (Korridor von -11,7 bis +8,6 Pro-
zent). Der Agenturbezirk Stuttgart umfasst neben dem Stadtbezirk Stuttgart auch den Landkreis 
Böblingen. 
 



Seite 3 

Insgesamt gab es gegenüber dem Vorjahr einen Zuwachs der registrierten Stellenangebote um 
rund 15 Prozent auf rund 8.500 offene Stellen. Die regionalen Schwerpunkt-Branchen Automo-
bilindustrie und Maschinenbau, die insbesondere Fachkräfte und Akademiker nachfragen, ha-
ben allerdings keinen direkten Einfluss auf den SGB II Bereich. Rund 38 Prozent der Abgänge 
aus SGB II-Arbeitslosigkeit in Stuttgart konzentrierten sich zuletzt auf die Bereiche Gebäudebe-
treuung, Einzelhandel, Gastronomie, Sozialwesen, Wach- und Sicherheitsdienste und Vorberei-
tung Bauarbeiten. 

1.1.2 Erwartete Leistungsberechtigte 

Das Jobcenter Stuttgart geht für 2018 von durchschnittlich 32.144 erwerbsfähigen Leistungsbe-
rechtigten (ELB) und 23.730 Bedarfsgemeinschaften aus. Bis Ende des Jahres 2018 erwartet 
das Jobcenter einen kontinuierlichen Anstieg auf 23.873 Bedarfsgemeinschaften mit insgesamt 
44.776 Leistungsberechtigten (32.260 erwerbsfähige und 12.516 nicht erwerbsfähige Leis-
tungsberechtigte). Es wird erwartet, dass die Zahl der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, 
die in Bedarfsgemeinschaften mit mindestens einem Flüchtling leben, von voraussichtlich 5.619 
im Dezember 2017 auf einen Wert von 6.536 im Dezember 2018 steigt. Von dieser erwarteten 
Zahl werden 5.560 nach dem 1. Januar 2015 erstmalig durch das Jobcenter betreut werden. 
 
Für 2018 wird im Jobcenter daneben mit einem durchschnittlichen Bestand von 4.050 alleiner-
ziehenden ELB, 1.470 ELB mit einer Schwerbehinderung sowie 19.900 Langzeitleistungsbezie-
hende (LZB) gerechnet. 

1.1.3 Verfügbare Ressourcen 

Wichtige Erfolgsfaktoren für die Zielerreichung sind die Planung des Eingliederungsbudgets 
und der Personalausstattung. Die Planung richtet sich nach der erwarteten Marktsituation sowie 
der vermutlichen Finanzausstattung.  
Der Rahmen für die Gestaltung der Eingliederungsleistungen für Stuttgart und die entspre-
chende Konkretisierung in der Gewichtung und Ausgestaltung der Maßnahmen und Angebote 
wird mitbestimmt durch die bereits bestehenden Mittelbindungen und die zugeteilten Verpflich-
tungsermächtigungen.  
 
Als Budget für Eingliederungsleistungen werden dem Jobcenter Stuttgart voraussichtlich 
24.110.400 EUR und für die Verwaltungskosten 33.905.516 EUR zugewiesen. Nach derzeiti-
gem Planungsstand ist eine Umschichtung aus dem Eingliederungstitel in den Verwaltungs-
haushalt in Höhe von 732.714 EUR erforderlich. Das zugewiesene Gesamtbudget ist um 
2.069.525 EUR und damit um 3,7 Prozent höher als im Jahr 2017. 
 
Für klassische Eingliederungsleistungen und Leistungen nach §§ 16e n. F., 16f und 16h SGB II 
standen 2017 abschließend Mittel in Höhe von 24.621.326 EUR zur Verfügung. Durch Um-
schichtungen in Höhe von voraussichtlich 1 Mio. EUR vom Eingliederungstitel in den Verwal-
tungshaushalt standen 23.621.326 EUR für Eingliederungsleistungen zur Verfügung, von denen 
2017 vermutlich 23.282.322 EUR ausgegeben werden.  
 
Da der Fokus auf die Integration von Leistungsbeziehenden in Arbeit 2018 beibehalten werden 
soll, werden dadurch die Mittel im Bereich der beruflichen Weiterbildung und der Aktivierungs- 
und Vermittlungsgutscheine sowie der Förderung von Arbeitsverhältnissen und der Einstiegs-
qualifizierung ansteigen. Bei den Mitteln für eingekaufte Maßnahmen zur beruflichen Aktivie-
rung und Wiedereingliederung sind entsprechende Kürzungen erforderlich, die überwiegend 
durch eine bedarfsgerechte Anpassung an Platzzahlen erreicht werden können. Das Budget für 
Arbeitsgelegenheiten und Einstiegsgeld kann stabil gehalten werden.  
 
Die Mittel zur Finanzierung der Förderfälle gemäß § 16e SGB II (Beschäftigungszuschuss 
(BEZ] in der Fassung bis 31.03.2012) in Höhe von voraussichtlich 1.306.178 EUR für das Jahr 
2018 werden separat zugeteilt und sind, anders als die anderen Haushaltspositionen im Einglie-
derungstitel, zweckgebunden. Sie stehen damit ausschließlich für die Finanzierung der BEZ-
Altfälle zur Verfügung. 
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Schätzwerte 2018 in EUR (Plan) Vorjahresvergleich in EUR (Plan) 

Gesamtbudget dar. EGT dar. VK Gesamtbudget dar. EGT dar. VK 

58.015.916 23.377.686 34.638.230 55.946.391 23.253.596 32.692.795 

Abzug bzw. die Hinzurechnung des Umschichtungsbetrages sind berücksichtigt 

 
Die Mittel des Eingliederungsbudgets wurden durch das erfolgreiche Einwerben von Drittmitteln 
des Europäischen Sozialfonds bzw. des Bundes erheblich erhöht. Diese Budgeterhöhung kann 
insbesondere für die Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungsberechtigter, die Stärkung der 
sozialen Teilhabe von Langzeitarbeitslosen und für Menschen mit Behinderung eingesetzt wer-
den. 

 ESF-Programm zur Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungsberechtigter:  
Im Mittelpunkt stehen die gezielte Ansprache und Beratung von Arbeitgebern, 
Arbeitnehmercoaching auch nach der Aufnahme einer Beschäftigung sowie der 
Ausgleich von geringerer Leistungsfähigkeit durch im Zeitverlauf abnehmende 
Lohnkostenzuschüsse. Mit dem Zuwendungsbescheid wurde für das Haushaltsjahr 
2018 1.095.924 EUR bewilligt. Die Eintritte in das Förderprogramm wurden im Frühjahr 
2017 um weitere fünf Monate bis zum 31.12.2017 verlängert, ursprünglich sollten die 
Eintritte zum 31. Juli 2017 enden. 
 

 Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt: Bundesprogramm für öffentlich geförderte Be-
schäftigung für besonders arbeitsmarktferne Langzeitarbeitslose, die keine direkte 
Chance auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt haben. Ermöglichung einer sozialen Teil-
habe am Arbeitsmarkt. Schwerpunkt auf Leistungsberechtigten mit gesundheitlichen 
Einschränkungen und Menschen, die mit Kindern in Bedarfsgemeinschaften leben. 
Lohnkostenzuschüsse von bis zu 100 Prozent sollen ermöglicht werden. Im Haushalts-
jahr 2018 wurden mit dem Zuwendungsbescheid hierfür 3.551.040 EUR bewilligt. Be-
gleitung und Stabilisierung durch beschäftigungsvorbereitende und beschäftigungsbe-
gleitende Maßnahmen von Jobcenter und Kommune.  

 Mit der erneuten Teilnahme am Landesarbeitsmarktprogramm Baustein Passiv-Ak-
tiv-Tausch Plus zum 1. Juli 2017 mit insg. 53 Plätzen soll an die guten Integrationser-
folge des Vorgängerprojektes angeknüpft werden und die Vermittlung von Langzeitleis-
tungsbeziehenden in den ersten Arbeitsmarkt gesteigert werden.  

 Das Netzwerk zur Integration von Flüchtlingen in Arbeit NIFA (Zuschuss im Haus-
haltsjahr 2018: 65.800 EUR) wird im Jahr 2018 fortgeführt.  

 Das Projekt „Barrierefrei in Erwerbstätigkeit in Stuttgart“ läuft im April 2018 aus. 

 
Kommunale Eingliederungsleistungen gem. § 16a SGB II 
 
Für ergänzende kommunale Eingliederungsleistungen gem. § 16a SGB II in Höhe von 
3.150.000 EUR werden von der Landeshauptstadt folgende Leistungen zusätzlich finanziert 
(siehe Anlage 1, Punkt 2): 

 Kinderbetreuung 

 Schuldnerberatung 

 Psychosoziale Betreuung 

 Sozialpädagogische Betreuung 
 
Auch im Jahr 2018 müssen die zur Verfügung stehenden Ressourcen wirksam, wirtschaftlich 
und rechtskonform eingesetzt werden, um die vereinbarten Ziele zu erreichen. 
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1.2 Handlungsfelder und operative Schwerpunktthemen 

Zu den 2018 weiter relevanten Handlungsfeldern und Schwerpunktthemen gehört die: 
1. Integration von Jugendlichen und jungen Erwachsenen in Ausbildung und Arbeit 
2. Aktivierung und Verbesserung von Integrations- und Teilhabechancen von 

Langzeitleistungsbeziehenden sowie Langzeitarbeitslosen 
3. Erhöhung der Bildungsbeteiligung 
4. Verbesserung der Gleichstellung der Geschlechter auf dem Arbeitsmarkt / Aktivierung 

des Beschäftigungspotentials von Alleinerziehenden und Erziehenden 
5. Verbesserung der Inklusion von Menschen mit Behinderung 
6. Bewältigung der Herausforderungen von Flucht und Asyl 

 
Die Angebote und Maßnahmen innerhalb der Handlungsfelder des Jobcenters Stuttgart werden 
2018 weitgehend fortgeführt. Sie berücksichtigen zum einen identifizierte Chancen und Risiken, 
zum zweiten sind sie eng mit den Zielen des SGB II sowie mit den mit dem Land Baden-Würt-
temberg zu vereinbarenden Zielen verknüpft. 
 
Handlungsfeldübergreifend sind 2018 die Digitalisierung von Leistungen und die Aktualisierung 
von Software-Lösungen zu entwickeln und zu entscheiden. 

1.2.1 Integration von Jugendlichen und jungen Erwachsenen in Ausbildung und 
Arbeit 

Jugendliche ohne Schulabschluss oder lediglich mit einem Hauptschulabschluss haben bei den 
gegebenen Bildungsanforderungen der Arbeitgeber regelmäßig Schwierigkeiten, in eine Ausbil-
dung oder nachhaltige Beschäftigung einzumünden. Deshalb wird bei den unter 25-Jährigen 
ohne Ausbildung der Schwerpunkt auf individuell passende Zugänge und Begleitung bis zu ei-
nem erfolgreichen Abschluss einer Berufsausbildung gesetzt. Die inzwischen gesetzlich nor-
mierte Strategie "Ausbildung vor Beschäftigung" wird beibehalten.  

 
Nichtaktivierungs-Leistungsberechtigte nach § 10 SGB II (z. B. Schüler/-innen, Erziehende mit 
Kindern unter drei Jahren) erhalten frühzeitig auf ihre Situation zugeschnittene Beratungsange-
bote. 
  
Als Instrumente zur Förderung von jungen Erwachsenen kommen neben dem ausbildungsori-
entierten Fallmanagement der persönlichen Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner vor al-
lem  

die ausbildungsbegleitenden Hilfen (abH), 

die Einstiegsqualifizierung (EQ), 

die Assistierte Ausbildung,  

die Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen (BaE), darunter das Projekt 
„BaEplus (Ausbildungschance)", sowie 

Förderung schwer zu erreichender junger Menschen 
in Betracht.  
 
Die Aufgabe der Ausbildungsstellenvermittlung wird auch in 2018 an die Agentur für Arbeit 
übertragen. 
 
Für ausbildungsmarktferne junge Menschen stehen insbesondere folgende Angebote und Pro-
jekte zur Verfügung:  

 „Respekt“ (Bundesprogramm) mit der Zielgruppe Langzeitleistungsbeziehende 

 ESF-geförderte Maßnahme Runway für sehr schwer erreichbare junge Menschen 

 Inside (gefördert durch den ESF) für junge Stuttgarter/-innen zur Unterstützung beim 
Übergang in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 

 
Für junge Menschen, die mit hinreichender Wahrscheinlichkeit nach dem SGB II leistungsbe-
rechtigt wären, aber bisher diese Leistungen nicht in Anspruch nehmen konnten, bietet §16 h 
SGB II die Möglichkeit, Betreuungs- und Unterstützungsleistungen zu erbringen. Die Fachstelle 
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für junge Menschen U25 des Jobcenters erarbeitet hierzu in enger Abstimmung mit dem Stutt-
garter Arbeitsbündnis Jugend und Beruf konzeptionelle und planerische Beiträge und wird kon-
krete Maßnahmen in 2018 anbieten um die Zielgruppe zu fördern.  
 
Für die U25-Maßnahmen werden in 2018 im Eingliederungstitel 3.028.728 EUR bzw. 
12,96 Prozent bereitgestellt. Im Jahr 2017 waren 2.736.659 EUR bzw. 11,77 Prozent des Ein-
gliederungstitels dafür vorgesehen, die tatsächlichen Ausgaben werden sich voraussichtlich auf 
2.964.976 EUR belaufen. 

1.2.2 Aktivierung und Verbesserung von Integrations- und Teilhabechancen von 
Langzeitleistungsbeziehenden sowie Langzeitarbeitslosen 

Die Herausforderungen im Handlungsfeld "Aktivierung und Chancenerhöhung von Langzeitleis-
tungsbeziehenden sowie Langzeitarbeitslosen" bestehen unvermindert weiter. Deshalb bleibt 
die bedarfsdeckende und nachhaltige Integration von Langzeitleistungsbeziehenden ein beson-
derer Schwerpunkt der Geschäftspolitik des Jobcenters Stuttgart. 

1.2.2.1 Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung 

Die Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung nach § 16 SGB II in Verbindung 
mit § 45 SGB III bleiben auch in 2018 ein bevorzugtes individuell und bedarfsgerecht ausge-
staltbares Förderinstrument zur Unterstützung der Leistungsberechtigten des Jobcenters bei 
der Integration in den ersten Arbeitsmarkt. Die Ausgestaltung der Maßnahmen berücksichtigt 
die unterschiedlich ausgeprägten Einschränkungen, Ressourcen und Kompetenzen der Leis-
tungsbeziehenden. Sie sind hinsichtlich der Dauer, der Betreuungsintensität und ihrem metho-
dischen Vorgehen differenziert ausgestaltbar.  
 
Dabei besteht ein Gleichgewicht zwischen Maßnahmen, die vorrangig die Integration in Arbeit 
fördern und Maßnahmen, die dem Abbau und der Beseitigung von Vermittlungshemmnissen 
dienen.  
 
Obwohl in den Vorjahren auch geringqualifizierte Langzeitleistungsbeziehende erfolgreich in 
den allgemeinen Arbeitsmarkt integriert werden konnten, beträgt der Anteil der Gruppe der 
Langzeitleistungsbeziehenden an allen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 60 Prozent (Juni 
2017). Das Jobcenter wird deshalb im Jahr 2018 seine Aktivitäten fortführen, die der verfestig-
ten Sockelarbeitslosigkeit entgegenwirken. Durch die Kombination von Aktivierung, Qualifizie-
rung und sozialpädagogischer Betreuung in Vergabemaßnahmen ist eine Qualitätssteigerung 
im Sinne einer ganzheitlichen Förderung eingetreten und eine weitere Verbesserung zu erwar-
ten.  
 
Die Aktivierungsmaßnahme „PiA – Produktiv in Arbeit“ nach § 16 SGB II in Verbindung mit 
§ 45 SGB III mit den Schwerpunkten Beschäftigung, Qualifizierung und sozialpädagogische Be-
gleitung wird mit 156 Maßnahmenplätzen mit produktionsorientierten Arbeiten fortgesetzt. 
 
Besonders verfestigte komplexe Fallkonstellationen sollen mit einem aufsuchenden systemi-
schen Beratungsansatz aufgegriffen werden, um Perspektiven direkt in den ersten Arbeitsmarkt 
zu eröffnen. Da mit diesem Ansatz sehr gute Erfolge erzielt werden, soll im Jahr 2018 das An-
gebot ausgeweitet werden.  
 
Die erfolgreiche Integration von arbeitsmarktnahen Leistungsberechtigten in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt ist nicht in jedem Fall gleichzusetzen mit der Beendigung des Leistungsbezugs. 
Der Anteil der sogenannten Erwerbsaufstockenden an allen erwerbsfähigen Leistungsberech-
tigten in Stuttgart beträgt 28,5 Prozent (Juni 2017). Dabei beziehen 4.170 der 8.957 erwerbs-
aufstockenden Personen ein Einkommen von bis zu 450 EUR im Monat. Die Zielgruppe der Er-
werbsaufstockenden wird deshalb im Jahr 2018 weiter intensiv gefördert. Dazu steht die Maß-
nahme Step up II zur Verfügung ebenso wie eine weitere Maßnahme, die sich speziell an er-
werbsaufstockende Frauen richtet. Ziel ist es, den Beschäftigungsumfang bzw. das Arbeitsent-
gelt der Erwerbsaufstockenden weiter zu erhöhen.  
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Aufgrund der intensiven und individuellen Unterstützungsmöglichkeiten, die die Maßnahmen 
zur Aktivierung und beruflichen Wiedereingliederung bieten und die Integration in Arbeit nach-
haltig befördern können, wird auch 2018 für diesen Bereich ein großer Teil des Eingliederungs-
titels aufgewendet, nämlich 45,86 Prozent (10.720.373 EUR). 2017 werden für Maßnahmen zur 
Aktivierung und beruflichen Wiedereingliederung statt der veranschlagten 11.109.279 EUR vo-
raussichtlich insgesamt 10.944.934 EUR ausgegeben.  

1.2.2.2 Maßnahmen der öffentlich geförderten Beschäftigung 

Einem größeren Teil der arbeitsmarktfernen Leistungsbeziehenden kann aufgrund persönlicher 
schwerwiegender Einschränkungen nicht unmittelbar eine Perspektive auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt eröffnet werden. Im Vordergrund steht zunächst die Stabilisierung, das heißt der Er-
halt oder die (Wieder-) Erlangung der Beschäftigungsfähigkeit.  
 
Die öffentlich geförderte Beschäftigung bleibt deshalb auch im Jahr 2018 mit 416 Arbeitsgele-
genheiten in der Mehraufwandsvariante, 94 Förderungen über den Beschäftigungszuschuss 
und 25 Förderungen von Arbeitsverhältnissen ein besonders gewichtiger Förderschwerpunkt. 
 
Für Arbeitsgelegenheiten werden im Jahr 2017 vermutlich insgesamt 2.651.454 EUR ausgege-
ben. Dieses Budget wird 2018 ein um ca. 10 Prozent auf 2.452.316 EUR gekürztes Budget aus-
gewiesen. Dennoch stehen für die einzelnen Arbeitshilfeträger in 2018 auch die Mittel zur Ver-
fügung, die auch 2017 für die Durchführung von Arbeitsgelegenheiten an sie geflossen sind, da 
die Maßnahmenkostenpauschalen für den Januar 2018 aus Haushaltsmitteln des Jahrs 2017 
im Dezember 2017 überwiesen werden und somit 2018 nur Ausgaben für 11 Monate anfallen. 
 
Die Mittel für den Beschäftigungszuschuss werden gesondert zugeteilt und kommen nicht aus 
dem Eingliederungstitel.  
 
Für die öffentlich geförderte Beschäftigung 2018 sind Mittel in Höhe von 4.423.598 EUR vorge-
sehen (Vorjahr: insgesamt 4.535.925 EUR).  
 

1.2.3 Erhöhung der Bildungsbeteiligung 

Abschlussorientierte Qualifizierungen, Fort- und Weiterbildungen sowie Ausbildungen erhöhen 
die Wahrscheinlichkeit, dauerhaft im Arbeitsmarkt zu verbleiben. Die Strategie "Erhöhung der 
Bildungsbeteiligung" der Leistungsberechtigten leistet einen wesentlichen Beitrag zur Steige-
rung der Integrationschancen.  
Das Jobcenter konzentriert sich deshalb auf die  

 Identifizierung von Qualifizierungspotenzialen und Kompetenzfeststellungen 

 berufliche Orientierung 

 Vermittlung in (Teilzeit-) Ausbildung und Ausbildungsbegleitung, auch bei über 25-
Jährigen 

 Abschlussorientierte Qualifizierungen 

 Fort- und Weiterbildungen 

 Vermittlung berufsbezogener Sprachkenntnisse für Personen mit Migrationshintergrund 
 
Für die Förderung der beruflichen Weiterbildung (FbW) sind in 2018 13,72 Prozent des Einglie-
derungsbudgets vorgesehen (3.206.561 EUR). 2017 wurden 3.091.515 EUR ausgegeben. 

1.2.4 Verbesserung der Gleichstellung der Geschlechter auf dem Arbeitsmarkt / 
Aktivierung des Beschäftigungspotentials von Alleinerziehenden und 
Erziehenden 

Bei Aufgaben und Zielen der Grundsicherung für Arbeitsuchende ist die Gleichstellung von 
Frauen und Männern als durchgängiges Prinzip zu verfolgen. Die Leistungen sind insbesondere 
darauf auszurichten, geschlechtsspezifischen Nachteilen entgegenzuwirken. Familienspezifi-
sche Lebensverhältnisse von Leistungsberechtigten, die Kinder erziehen, sind zu berücksichti-
gen.  
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Das Jobcenter verfolgt diese Ziele mit einer abgestimmten und in der Geschäftsplanung veran-
kerten Gender-Strategie mit den folgenden wesentlichen Schwerpunkten:  

 Integrationsansätze, die die gleiche wirtschaftliche Unabhängigkeit von Frauen und 
Männern anstreben. 

 Vorrang für nachhaltige existenzsichernde Beschäftigung. 

 Verankerung der Gleichstellung von Frauen und Männern im Qualitätsmanagement 

 Anwendung der Handreichung/Arbeitshilfe für das Jobcenter „Gleichstellung von Frauen 
und Männern als durchgängiges Prinzip verfolgen“ 

 Entwicklung von Gender-Kompetenz 

 Beachtung von Gleichstellungsaspekten bei der Angebots- und Maßnahmenentwicklung 
und Umsetzung mit einem gendersensiblen Monitoring. Die Entwicklung eines ge-
schlechtsspezifischen Controllings auf allen Ebenen/in allen Bereichen wird weiterge-
führt. 

 Netzwerkarbeit zur Verbesserung der Rahmenbedingungen.  
 
Mit der Aktivierung des Beschäftigungspotentials von Alleinerziehenden und Erziehenden in Be-
darfsgemeinschaften soll auch der Fachkräftenachfrage gezielt entsprochen werden. 
 
Im Kontext des Zieles der Geschlechtergleichstellung und der Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie bedürfen vor allem Alleinerziehende, aber auch Frauen, die in einem Paarhaushalt die Er-
ziehungsverantwortung übernehmen, einer an ihrer Lebenssituation ausgerichteten Förderung. 
Dieser Personenkreis wird deshalb auch im Jahr 2018 bei den Eingliederungsplanungen beson-
ders gefördert.  

 
Um die Integration von (Allein-) erziehenden Frauen und Frauen ohne Kinder weiter zu stärken, 
wurden die Maßnahmen  

 „Modellprojekt Integration Alleinerziehende“ (MIA),  

 „Frauen in prekären Beschäftigungsverhältnissen“ (Precasus),  

 „AKIB – Anlaufstelle Kind & Beruf“,  

 „Berufliche Beratung und Information für Mütter mit Kindern unter drei Jahren“ (BBI) 
sowie 

 „Back to Job!“  
zur beruflichen Aktivierung / (Wieder-) Eingliederung in den Beruf zu einer Maßnahme, dem 
„Forum Frauen“, zusammengefasst. Ziel ist es, allen Frauen den Zugang zu Maßnahmen bzw. 
die Teilhabe an Maßnahmen zu sichern, und die Zuweisung der persönlichen Ansprechpartne-
rinnen und Ansprechpartner zu erleichtern und effizienter zu gestalten. Dabei werden die bishe-
rigen Ziele der bestehenden frauenspezifischen Projekte in einer geänderten Organisationsform 
weiterhin verfolgt. Das „Forum Frauen“ startet zum Januar 2018 und wird personell wesentlich 
besser ausgestattet, um Frauen bei der Suche nach Arbeit und der oft damit verbundenen Su-
che nach Betreuungsmöglichkeiten für ihre Kinder wesentlich zielgerichteter unterstützen zu 
können. 
 
Für Frauen in besonders schwierigen Lebenssituationen oder erheblich eingeschränkten beruf-
lichen Perspektiven werden spezifische Maßnahmen angeboten: 

 NQ „Nachqualifizierung zur Verkäuferin“ 

 Plan P „Ausstieg- (beratung) aus der Prostitution“ 

 Angebote für psychisch auffällige Frauen 

 frauenspezifische Arbeitsgelegenheiten 
 

Die Vorbereitung und Begleitung von Teilzeitausbildungen von Alleinerziehenden werden über 
den Landes-ESF gefördert. Die Angebote richten sich insbesondere an Frauen, die über 25 
Jahre alt sind.  
 
Der Zielgruppe der Migrantinnen (auch weibliche Flüchtlinge) bzw. den spezifischen Angeboten 
für Migrantinnen wird ebenfalls in 2018 mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden. 
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Bei der Kinderbetreuung, vor allem in Randzeiten, sind durch das Bundesprogramm KiTa Plus 
neue Impulse gesetzt worden; für 2018 werden erste Ergebnisse erwartet. 
 
Im Rahmen der umfassenden Gender-Strategie wird verstärkt darauf geachtet, dass Frauen 
mindestens entsprechend ihres Anteils an den Arbeitslosen an Maßnahmen teilnehmen. Intern 
wird die Genderstrategie durch Schulungen, insbesondere für neue Kolleginnen und Kollegen, 
unterstützt. Ziel ist es, geschlechterspezifische Aspekte im gesamten Prozessverlauf, also von 
Beginn der Beratung im Jobcenter über die Maßnahmenausgestaltung und -teilnahme bis zur 
Stabilisierung der Beschäftigung, zu verankern. 
 
Für die geschlechtsspezifische Maßnahmenförderung ist ein Budget von 1.670.093 EUR vorge-
sehen. 

1.2.5 Verbesserung der Inklusion von Menschen mit Behinderung 

Die zentrale Idee der UN-Behindertenrechtskonvention ist die Inklusion. Ziel ist es, die Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, dass Menschen mit und ohne Behinderung von Anfang an ge-
meinsam in allen Lebensbereichen selbstbestimmt leben und zusammenleben können. Das be-
trifft zuvorderst den Bereich der Arbeit.  
 
Inklusion ist ein permanenter Prozess, der von allen Akteurinnen und Akteuren der Gesellschaft 
aktiv gestaltet werden sollte. Das Jobcenter Stuttgart versteht sich als Teil dieses Gestaltungs-
prozesses. Als bedeutender Akteur auf dem Stuttgarter Arbeitsmarkt sollen dafür Vorausset-
zungen und Bedingungen geschaffen werden, 

 die Partizipation von Menschen mit Behinderung am Arbeitsmarkt spürbar zu verbes-
sern, 

 neue Chancen für Arbeitsuchende mit Behinderung zu erschließen und für die vielfälti-
gen Potentiale dieser Personengruppe zu werben, 

 und praktikable Wege für behinderte Menschen als Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer und Unternehmen als Arbeitgeberin und Arbeitgeber aufzuzeigen und umzusetzen. 

 
Das Projekt „Barrierefrei in Erwerbstätigkeit in Stuttgart“ wird ein Hebel für dieses Unterfangen 
sein und eine Maßnahme des Jobcenters Stuttgart zur Umsetzung der Behindertenrechtskon-
vention der Vereinten Nationen. 
 
Das breite Spektrum der Regel- und Ermessensleistungen des Jobcenters bleibt von dieser zu-
sätzlichen Förderung unberührt und wird ggf. ergänzt. Beispielsweise unterstützt die IHK Stutt-
gart das Vorhaben durch die gezielte Ansprache von Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern, um 
mehr Ausbildungs- und Arbeitsplätze für Menschen mit Behinderung zu schaffen. 
 
Das Jobcenter sieht darüber hinaus eine Beteiligung an Modellvorhaben zur Stärkung der 
Rehabilitation („rehapro“) gem. § 11 SGB IX (neu) vor, welche die Bundesregierung im Rah-
men des Bundesteilhabegesetzes beschlossen hat. Der Start der Modellvorhaben ist frühestens 
für das Jahr 2018 vorgesehen. Die maximale Laufzeit beträgt fünf Jahre. Das Gesamtvolumen 
zur Finanzierung der Modellvorhaben beläuft sich auf eine Milliarde Euro. Davon stehen bis 
2022 jeweils 500 Millionen Euro den Jobcentern und den Rentenversicherungsträgern zur Ver-
fügung. Für das Jobcenter Stuttgart wäre eine Fördersumme von 17 Mio. EUR angemessen. 
Antragsteller und Ansprechpartner für mögliche Kooperationen sind die örtlichen Jobcenter und 
die Rentenversicherungsträger als federführende Bedarfsträger der Modellvorhaben. Das Ziel 
der Modellvorhaben ist die Erprobung neuer Ansätze zur Unterstützung von Menschen mit 
komplexen gesundheitlichen, psychischen und seelischen Unterstützungs- oder beginnenden 
Rehabilitationsbedarfen. Außerdem steht auch die Verbesserung der Zusammenarbeit der Ak-
teure im Bereich der medizinischen und beruflichen Rehabilitation im Fokus. Deshalb sind inno-
vative Ideen und Vorschläge zur Stärkung der Rehabilitation gefragt, die im Rahmen der Mo-
dellvorhaben erprobt werden können. Der Förderrahmen soll zeitnah zum Inkrafttreten des § 11 
SGB IX (neu) zum 01.01.2018 im Bundesanzeiger veröffentlicht werden. Nach der Veröffentli-
chung des Förderrahmens können Jobcenter und Rentenversicherungsträger Modellvorhaben 
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zur fachlichen und inhaltlichen Prüfung einreichen. Das Jobcenter sieht hier einen Bedarf und 
kann durch Einwerbung zusätzlicher Fördermittel das Eingliederungsbudget sinnvoll ergänzen.  
 
Sollte ein vom Jobcenter Stuttgart beantragtes Modellvorhaben bewilligt werden, ist im Rahmen 
einer separaten Gemeinderatsdrucksache über das Vorhaben und über Stellenanteile für Pro-
jektleitung/-koordination und Abrechnung zu entscheiden.  
Potenzielle Träger sollen – sofern die Förderrichtlinien keine anderen Vorgaben machen – im 
Rahmen einer Weiterleitung von Zuschüssen (Zuwendungsrecht) gefördert werden. 
 
Der stabile Arbeitsmarkt soll auch in 2018 zur "Verbesserung der Inklusion von Menschen mit 
Behinderung" genutzt werden.  

1.2.6 Bewältigung der Herausforderungen von Flucht und Asyl 

Der Zugang von Geflüchteten und Asylberechtigten in den Rechtskreis SGB II stellt auch das 
Jobcenter weiterhin vor große Herausforderungen. Derzeit rechnet das Jobcenter bis Ende 
2018 mit rund 5.560 erwerbsfähigen leistungsberechtigten Flüchtlingen mit Zugang nach dem 
1. Januar 2015 und damit mit rund 881 zusätzlichen Flüchtlingen gegenüber der Hochrechnung 
zum Jahresende 2017 (4.679 Flüchtlinge). Diese Prognose ist aufgrund der unsicheren Zuwan-
derungszahlen und der daraus resultierenden Übergänge in das SGB II noch unsicher. Daher 
bleibt es weiterhin erforderlich, die Ausstattung des Jobcenters flexibel an den Bedarf anzupas-
sen. 
Anerkannte Flüchtlinge, Geduldete (deren Abschiebung seit mindestens 18 Monaten ausge-
setzt ist), Asylberechtigte und Kontingentflüchtlinge des Bundes haben ein Recht auf alle Leis-
tungen zur Sicherung des Lebensunterhalts und der Unterkunft sowie zur Eingliederung in Ar-
beit nach dem SGB II. Somit kommt dem Jobcenter Stuttgart eine zentrale Aufgabe bei der Be-
wältigung der gesamtgesellschaftlichen Integration zu. Um dieser optimal begegnen zu können, 
war eine organisatorische Anpassung notwendig: Insbesondere die Zusammenarbeit mit den 
unterschiedlichen Institutionen und Anbietern von Unterstützungsleistungen erfordert ein ausge-
prägtes zielgruppenspezifisches Wissen - sowohl zu den Bedarfen der geflüchteten Menschen 
als auch zu den Angeboten relevanter Netzwerkpartnerinnen und -partnern. Zudem muss die 
Chance genutzt werden, bürgerschaftliches Engagement zielgerichtet und koordiniert einzubin-
den. Daher wurde für geflüchtete Menschen die Abteilung "Migration und Teilhabe" (MuT) zum 
01.09.2016 neu geschaffen. Die Planung begann im Herbst 2015. Nach der Gründung der Ab-
teilung im September 2016 eröffnete im Dezember 2016 die erste Liegenschaft. Seitdem befin-
det sich die Abteilung Migration und Teilhabe im Aufbau, der - je nach zur Verfügungsstellung 
der erforderlichen Liegenschaften - voraussichtlich im ersten Halbjahr 2018 abgeschlossen sein 
wird. 
 
Die Abteilung Migration und Teilhabe besteht aus drei Sachgebieten.  
 

1. Sachgebiet "Eingliederung in Arbeit" 
Hier findet das Regelgeschäft im Bereich der Aktivleistungen statt (Fallmanagement). 

2. Sachgebiet "Sicherung des Lebensunterhalts" 
Hier findet das Regelgeschäft im Bereich der Passivleistungen statt 
(Leistungsgewährung). 

3. Sachgebiet "Netzwerke Aktivierung, Beratung, Chancen" 
 

Das Jobcenter Stuttgart ist seit Januar 2016 AZAV-zertifiziert, um im Rahmen der „Netzwerke 
Aktivierung, Beratung, Chancen“ für bestimmte Zielgruppen und Zielsetzungen bedarfsgerecht 
und unbürokratisch Maßnahmen selbstständig durchführen zu können. Die Beschaffung der 
Leistung erfolgt im Rahmen einer Inhouse-Vergabe. 
 
Konzeptionelle Eckpunkte der Abteilung Migration und Teilhabe sind: 

 Das beschäftigungsorientierte Fallmanagement als durchgängiges Leitprinzip in der Be-
ratung wird ergänzt durch einen ganzheitlichen und systemischen Ansatz: Die Fallmana-
gerinnen und Fallmanager stellen den Menschen und seine jeweilige persönliche Situa-
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tion in den Mittelpunkt ihrer Beratung. Zudem berücksichtigen sie das familiäre und sozi-
ale Umfeld, um gegebenenfalls bei der Lösung von Problemen zu unterstützen und Res-
sourcen daraus zu nutzen. 

 Der verbesserte Betreuungsschlüssel im Sachgebiet „Netzwerk ABC“ ermöglicht ein In-
tensivcoaching vor Ort, nahezu ohne Schnittstellen im Fallverlauf. 

 Die Kreation eines "Innovationsraums" als strukturiertes Mittel zur kontinuierlichen Opti-
mierung des Angebots. So werden für aktuelle Herausforderungen neue Lösungsan-
sätze entwickelt und im Anschluss erprobt, evaluiert und weiterentwickelt. 

 Die individuelle Kunden- und Firmenbetreuung durch Arbeitgeberberaterinnen und –be-
rater ermöglicht direkte Zugänge in den Arbeitsmarkt. 

 Die passgenaue Einbindung von Angeboten Dritter (Sprachkurse, Maßnahmen) und 
kontinuierliche bedarfsgerechte (Weiter-) Entwicklung des Angebotes. 

 Mitwirkung am gesamtstädtischen Projekt "Bildungslotsen". 

 Mitwirkung am NIFA Projekt. 
 
Kernpunkt des Konzepts ist die räumliche und fachliche Verzahnung: Der oder die jeweils zu-
ständige Fallmanager/-in, Leistungsgewährer/-in, Intensivcoach der Netzwerke ABC und Arbeit-
geberberater/-in bilden eine "Beratungsinsel". Die Spezialisierung auf Zielgruppen unterbleibt 
(zum Beispiel die Aufteilung in U25 oder 50 Plus). So wird um eine Familie oder Bedarfsge-
meinschaft herum eine angemessene Beratungsstruktur aufgebaut. Die Fallsteuerung über-
nimmt der oder die jeweilige Fallmanager/-in. 
 
Der Anforderung der Unternehmen, die sich übersichtliche Strukturen mit zentralen und kompe-
tenten Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartnern wünschen, kann zum einen durch auf die 
Zielgruppe spezialisierte Mitarbeitende des jobcenterinternen Arbeitgeberteams und zum ande-
ren durch die den Unternehmen zugewandte Geschäftspolitik des "Netzwerks ABC" Rechnung 
getragen werden. 
 
Die gute Zusammenarbeit mit der Agentur für Arbeit, mit der in den Liegenschaften der Abtei-
lung "Migration und Teilhabe" schon im Januar 2016 eine gemeinsame Anlaufstelle eingerichtet 
wurde, wird fortgeführt.  
Begleitend zu den für das Jobcenter allgemein gültigen Zielen hat sich die Abteilung darüber 
hinaus unter anderem vorgenommen 
 

 eine höhere Integrationsquote "Flucht/Asyl" als der bundesdeutsche Durchschnitt zu 
erreichen, 

 dass 90 Prozent der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in einem Sprachkurs sind 
oder einen Sprachkurs absolviert haben, 

 dass die Dichte der Eingliederungsvereinbarungen bei über 80 Prozent liegt und 

 eine kontinuierliche Verringerung der Arbeitslosigkeit von unter-25-Jährigen geflüchteten 
Menschen zu erreichen. 

 
In 2018 soll die Verzahnung der einzelnen Bereiche zu einem passgenauen und qualitätsvollen 
Dienstleistungsangebot für geflüchtete Menschen "aus einer Hand" unter ständiger, zielgerich-
teter Beachtung der vielfältigen externen Angebotsstruktur weiterentwickelt werden. 
 
Ein besonderer Schwerpunkt in 2018 stellt die Ausgestaltung der fallbezogenen Zusammenar-
beit zwischen den Integrationsmanagerinnen und –managern und den persönlichen Ansprech-
partnerinnen und Ansprechpartnern dar. Ziel ist die Kohärenz der Eingliederungsvereinbarung 
des Jobcenters und den Integrationsvereinbarungen der Integrationsmanagerinnen und –mana-
gern des Paktes für Integration. 
 
Netzwerk Aktivierung, Beratung, Chancen 
 
Der Aufbau des Netzwerks ABC soll in 2018 abgeschlossen werden. Das Sachgebiet "Netz-
werk ABC" besteht aus drei Einheiten (s. Anlage 1, 1.3 Punkt P): 

 AMinA: Arbeitsförderung für Migrantinnen und Migranten mit integrationsbezogener 
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Ausrichtung (11 Coaches) 

 ArtiA: Arbeitsförderung mit teilhabe- und inklusionsbezogener Ausrichtung (2 Coaches) 

 AmigA: Arbeitsförderung mit gesundheitsbezogener Ausrichtung (2 Coaches) 
 
Mit dieser Schwerpunktsetzung wird den Anforderungen der Themen "Inklusion" und "Gesund-
heitsförderung" Rechnung getragen. 
 

1.3 Arbeitsmarktprogramm 2018 

Das Arbeitsmarktprogramm 2018 umfasst alle Eingliederungsleistungen mit den jeweiligen fi-
nanziellen Budgets. Es wurde unter Berücksichtigung der Jobcenter-Strategie, der Schwer-
punktziele und der Ressourcen konzipiert.  
 
Die folgende Tabelle stellt die Budgets, gegliedert nach einzelnen Eingliederungsleistungsty-
pen, dar. Eine differenzierte Darstellung zu den einzelnen Maßnahmen erfolgt im Geschäftsplan 
(Anlage 1, Punkt 1.2). 
 

 
 

 

1.4 Zustimmung zur Beschaffung und Vergabe neuer Maßnahmen 

Zwei Drittel des Eingliederungstitels des Jobcenters werden im Rahmen der Vergabe beschafft. 
Ein Drittel des Budgets wird über Einzelfallhilfen verausgabt. 
 
Die Hauptsatzung und die Zuständigkeitsordnung der Landeshauptstadt Stuttgart sehen vor, 
dass die Entscheidung über Art und Umfang der Beschaffung bei den nachfolgend genannten 
voraussichtlichen Auftragswerten bzw. die Vergabe von Lieferungen und Leistungen bei den 
nachfolgend genannten Vergabesummen 

 bis zu 190.000 EUR: 
o Beschaffung: Jobcenter  
o Vergabe: Beschaffungsstelle im Sinne der Beschaffungsordnung (Haupt- und 

Personalamt) 

 bis zu 290.000 EUR: 
o Beschaffung: Referat Soziales und gesellschaftliche Integration  
o Vergabe: Referat Allgemeine Verwaltung, Kultur und Recht 

 über 290.000 EUR vom zuständigen Gemeinderatsausschuss  
o Beschaffung: Sozial- und Gesundheitsausschuss  

Eingliederungsleistung Planung 2017 Planung 2018 EGT 2018

 A.  § 16 SGB II i.V.m. § 44 SGB III - Förderung aus dem Vermittlungsbudget (VB) 542.982,34 €    522.730,10 €      2,24%

 B. § 16 SGB II i.V.m. § 45 SGB III - Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen 

Eingliederung (MAT) 
 9.244.693,33 €    8.074.982,19 € 34,54%

 C. § 16 SGB II i.V.m. § 45 SGB III - Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen 

Eingliederung - Aktivierungs- und Vermittlungsgutscheine (AVGS) 
 1.864.585,34 €    2.645.391,00 € 11,32%

 D. § 16 SGB II i.V.m. § 54a SGB III - Einstiegsqualifizierung (EQ)       83.320,95 €       247.364,23 € 1,06%

 E. § 16 SGB II i.V.m. §§ 75 ff. SGB III - Ausbildungsbegleitende Hilfen / 

Außerbetriebliche Berufsausbildung (abH / BaE) 
 1.338.301,12 €    1.446.176,99 € 6,19%

 F. § 16 SGB II i.V.m. §§ 81 ff. SGB III - Berufliche Weiterbildung (FbW)  3.072.494,15 €    3.206.560,53 € 13,72%

 G. § 16 SGB II i.V.m. §§ 88 ff. SGB III - Eingliederungszuschüsse (EGZ)  1.586.146,39 €    1.147.865,70 € 4,91%

 H. § 16 SGB II i.V.m. §§ 112 ff. SGB III - Teilhabe behinderter Menschen am 

Arbeitsleben (LTA) 
    583.667,71 €       762.976,37 € 3,26%

 I. § 16 SGB II i.V.m. §§ 130 SGB III - Assistierte Ausbildung (AsA)     146.740,53 €       225.503,08 € 0,96%

 J. § 16b SGB II - Einstiegsgeld (ESG)     212.016,90 €       282.976,64 € 1,21%

 K. § 16c SGB II - Leistungen zur Eingliederung von Selbständigen (LES)     406.441,45 €       413.098,02 € 1,77%

 L. § 16d SGB II - Arbeitsgelegenheiten (AGH)  2.608.388,31 €    2.452.316,06 € 10,49%

 M. § 16e SGB II - Förderung von Arbeitsverhältnissen (FAV)     498.067,59 €       665.103,77 € 2,85%

 N. § 16f SGB II - Freie Förderung (FF)     143.394,84 €         94.376,48 € 0,40%

 O. § 16h SGB II - Förderung schwer zu erreichender junger Menschen (FsM)     100.000,00 €         54.832,98 € 0,23%

 P. Netzwerke Aktivierung, Beratung, Chancen (ABC)     806.779,50 €    1.120.856,28 € 4,79%

 Q. Reisekosten       15.575,56 €         14.575,58 € 0,06%

Summe 23.253.596 23.377.686,00 € 100%
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o Vergabe: Verwaltungsausschuss 
getroffen wird. 
 
Da die Auftragsvolumina der vom Jobcenter Stuttgart zu beschaffenden Maßnahmen bis auf 
wenige Einzelfälle regelmäßig den Auftragswert von 290.000 EUR überschreiten, können Neu-
beschaffungen wegen der zu beachtenden vergaberechtlichen Fristen, Einbringungsfristen und 
Termine der zuständigen Gemeinderatsausschüsse nur mit einem großen zeitlichen Vorlauf er-
folgen. 
 
Eine Maßnahme mit einem Auftragswert von mehr als 290.000 EUR, die z. B. nach Zustim-
mung des Gemeinderates am 21.01.2018 ausgeschrieben wird, kann frühestens am 
15.05.2018 in den zuständigen Gemeinderatsausschuss eingebracht, am 26.05.2018 bezu-
schlagt werden und am 26.06.2018 beginnen. Eine volle Haushaltswirksamkeit der Maßnahme 
liegt somit erst ab August 2018 vor.  
 
Sollte der Gemeinderat bereits mit dem Geschäftsplan 2018 zentral den Beschaffungen zustim-
men und zudem die Entscheidungen über die Vergabe von Lieferungen und Leistungen auf den 
Oberbürgermeister (und damit gem. § 49 Abs. 2 Satz 1 der Gemeindeordnung für Baden-Würt-
temberg (GemO) auf den ihn im zuständigen Geschäftskreis ständig vertretenden Beigeordne-
ten, hier Bürgermeister Dr. Fabian Mayer) übertragen, könnte eine Maßnahme mit einem Auf-
tragswert von mehr als 290.000 EUR, die nach Zustimmung des Gemeinderates am 
21.01.2018 ausgeschrieben wird, bereits am 20.04.2018 bezuschlagt werden und am 
22.05.2018 beginnen. Eine volle Haushaltswirksamkeit läge somit bereits ab Juli 2018 vor.  
 
Es handelt sich bei der Übertragung der Entscheidung über die Vergabe auf den Oberbürger-
meister um einen Fall des § 44 Abs. 2 Satz 1 Var. 3 GemO und dabei jeweils um einzelfallbezo-
gene Entscheidungen. Eine dauerhafte Übertragung im Sinne des § 44 Abs. 2 Satz 2 GemO, 
die nur durch die Hauptsatzung und nicht durch einfachen Beschluss geregelt werden könnte, 
liegt nicht vor. 
 
Es ist deshalb erforderlich, dass der Gemeinderat mit der Zustimmung zum Geschäftsplan auch 
über die Art und den Umfang der unten stehenden und im Geschäftsplan ausdifferenzierten (s. 
Anlage 1, „1.3 Beschaffung und Vergabe neuer Maßnahmen“) Beschaffung neuer Maßnahmen 
im Rahmen der bezeichneten voraussichtlichen Aufwände („Kostenschätzung gesamt inkl. Opti-
onen und Aufstockung“) zustimmt und die Entscheidungen über die Vergabe dieser Leistungen 
jeweils bis zu einer Vergabesumme, welche um bis zu 20 Prozent über dem bezeichneten vo-
raussichtlichen Aufwand liegt, auf den Oberbürgermeister und damit die Verwaltung überträgt. 
 

 

Laufende 

Nummer im 

Geschäftsplan

Rechts-

grundlage
Maßnahmebezeichnung

Laufzeit 1. 

Vertragszeitraum
Laufzeit inkl. Optionen

maximale 

Quantität über die 

Vertragslaufzeit 

bei 100 %

Rahmenverei

nbarung bzw. 

Aufstockung

 maximale Quantität über 

die Vertragslaufzeit mit 

Rahmenvereinbarung/ 

Aufstockung 

 Kostenschätzung 

2018 ohne 

Aufstockung 

Kostenschätzung 

gesamt inkl. 

Optionen und 

Aufstockung

 § 45 SGB III 

 B. Maßnahmen zur Aktivierung 

und

 beruflichen Eingliederung 

V.1 Netzwerke ABC (Aktivierung, 

Beratung, Chancen) - in 

Eigenvornahme

01.01.2018-31.12.2018 01.01.2018-31.12.2019 755 entfällt  755    1.120.583,28 €  2.482.660,26 € 

V.2 ZAIR (Zuffenhausen Arbeit 

Integration Rat)
30.04.2018-29.04.2019 30.04.2018-29.04.2024 20 60% - 120 %  24    31.500,00 €  408.766,24 € 

V.3
Ex-Step up! 07.05.2018-06.10.2019 07.05.2018-06.05.2024 132 60% - 120 %  154    367.091,17 €  6.583.703,07 € 

V.4
Ausbildungsvorbereitung 01.10.2018-30.09.2020 01.10.2018-30.09.2024 100 60% - 120 %  120    34.000,00 €  2.537.506,71 € 

V.5
Ex-COMPAS 03.12.2018-03.04.2019 03.12.2018-03.04.2024 40 60% - 120 %  48    -   €  546.887,09 € 

V.6
Ex-Produktiv in Arbeit (PiA) 01.01.2019-14.04.2019 01.01.2019-14.04.2024 150 60% - 120 %  180    -   € 6.291.485,18 €

V.7
Ex-BaE-Check 01.03.2019-30.09.2019 01.03.2019-30.09.2024 25 60% - 120 %  30    -   €  776.939,72 € 

V.8
Ex-Sprungbrett Ausbildung 28.02.2019-19.06.2020 28.02.2019-14.06.2024 80 60% - 100 %  80    -   €  1.439.487,47 € 

V.9
Ex-1-Ziel Maßnahme 29.04.2019-28.04.2020 29.04.2019-28.04.2025 8000 60% - 120 %  9.600    -   €  2.903.148,66 € 

V.10
Ex-Qualifizierungsberatung 29.04.2019-28.04.2020 29.04.2019-28.04.2025 30 60% - 120 %  36    -   €  1.848.440,93 € 

 §§ 75ff. SGB III    E. BaE/abH  

V.11
Ex-BaEplus 03.09.2018-02.09.2021 03.09.2018-02.09.2024 40 130%  52    -   €  9.118.408,52 € 

V.12
abH (Beschaffung über das REZ) 02.09.2019-01.09.2022 02.09.2019-01.09.2025 35 70% - 120 %  42    -   €  898.546,04 € 

V.13
BaE (Beschaffung über das REZ) 02.09.2019-01.09.2022 02.09.2019-01.09.2025 26 70% - 120 %  33    -   €  3.214.823,52 € 

 § 130 SGB III  I. Assistierte Ausbildung 

V.14
Assistierte Ausbildung 01.10.2018-30.09.2021 01.10.2018-30.09.2024 25 70% - 120 %  30    15.250,00 €  1.357.657,68 € 

 § 16c SGB III 

 K. Leistungen zur 

Eingliederung von 

Selbständigen 

V.15
Unternehmerfrühstück 02.04.2018-30.11.2018 02.04.2018-30.11.2018 15 60% - 120 %  18    6.750,00 €  8.100,00 € 
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1.5 Entwicklung der Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 

Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts gliedern sich in 

 Regelbedarf,  

 Kosten der Unterkunft und Heizung,  

 ggf. Mehrbedarfszuschläge, 

 Leistungen für Bildung- und Teilhabe und  

 einmalige Leistungen wie z. B. Erstausstattungen für Bekleidung oder Hausrat, 

 Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge. 
 
Die Beträge für Regelbedarfe und Mehrbedarfe sind bundesweit einheitlich und werden jährlich 
fortgeschrieben. Die Kosten für Unterkunft und Heizung werden in tatsächlicher Höhe übernom-
men, sofern sie angemessen sind. Die Angemessenheit bestimmt sich aufgrund der unter-
schiedlichen kommunalen Wohnungsmärkte anhand eines schlüssigen Konzepts auf Grund-
lage der Daten des Mietspiegels.  
 
Kostenträger für die Regelbedarfe, der Mehrbedarfszuschläge sowie der Sozialversicherungs-
beiträge ist der Bund. Kostenträger für die Kosten der Unterkunft, die Erstausstattungen sowie 
der Leistungen für Bildung- und Teilhabe ist die Stadt Stuttgart. 
Der Bund beteiligt sich in 2018 mit einer landesspezifischen Quote von 52,2 Prozent an den 
Kosten der Unterkunft. Dies schließt auch die Erstattung der Leistungen für Bildung und Teil-
habe sowie der flüchtlingsinduzierten Mehraufwendungen der Kosten für Unterkunft ein. 
 
Die Beteiligungsquote von 52,2 % setzt sich im Einzelnen wie folgt zusammen: 

 31,6 % Sockelbetrag für die Leistungen für Unterkunft und Heizung nach § 22 I SGB II 
(§ 46 VI SGB II); davon sind 1,2 % für die Verwaltungskosten der Bildungs- und 
Teilhabeleistungen  

 7,9 % Erhöhung des Sockelbetrags (§ 46 VII SGB II) - anteilige KdU Entlastung der 
Kommunen im Rahmen des 5 Mrd. EUR-Pakets des Bundes 

 4,5 % für Bildungs- und Teilhabeleistungen (§ 46 VIII SGB II) - die Quote wird jährlich 
auf Basis der Ausgaben des Vorjahres neu festgesetzt 

 8,2 % für flüchtlingsinduzierte Mehraufwendungen (§ 46 IX SGB II) - die Quote wird in 
2018 für das Jahr 2018 und das Vorjahr auf Basis der Ausgaben des Vorjahres neu 
festgesetzt; hierdurch wird gewährleistet, dass ein vollständiger Ausgleich der 
Unterkunftskosten der Bedarfsgemeinschaften mit Flüchtlingen, die erstmals nach dem 
1. Oktober 2015 SGB II-Leistungen bezogen haben, erfolgt. 

1.5.1 Entwicklung der Anzahl der Bedarfsgemeinschaften 

Für 2018 wird (bezogen auf den Stand November 2017) mit einer Erhöhung der Anzahl der Be-
darfsgemeinschaften (BG) aufgrund der erwarteten weiteren Anerkennung von Flüchtlingen ge-
rechnet. Insgesamt werden ca. 700 zusätzlichen Bedarfsgemeinschaften bzw. 1.050 zusätzli-
che leistungsberechtigte Flüchtlinge erwartet. 
 
Diese Zunahme übersteigt den zu erwartenden Rückgang der Anzahl der Bedarfsgemeinschaf-
ten um 100 BG bzw. 200 Personen, die bereits Leistungen beziehen („Altbestand“, ohne Flücht-
linge, die seit dem 1.1.2015 in den Rechtskreis SGB II gewechselt sind).  
 
Per Saldo geht die Prognose für 2018 von einer Zunahme der Anzahl der BGs um insgesamt 
ca. 600 BGs bzw. 850 Personen auf dann 23.730 (Jahresdurchschnittswert) bzw. 23.873 (Jah-
resendwert) aus. Im Dezember 2018 wird das Jobcenter damit insgesamt 44.776 Leistungsbe-
rechtigte unterstützen (32.260 erwerbsfähige Leistungsberechtigte und deren 12.516 nicht er-
werbsfähige Angehörige – insb. Kinder) – s. a. 1.1.2 und 1.7.1. 
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1.5.2 Regelbedarfe 

Die monatlichen Regelbedarfe ab Januar 2018 hat der Bund wie folgt erhöht: 
 

 
Alleinste-

hende, Allein-
erziehende 

Partner, 
Ehegat-

ten 

18-24 -
Jährige 
in Eltern 

BG 

15-17 -
Jährige 

in El-
tern-BG 

6-13 -
Jährige 

0-5 -
Jährige 

2018 416 € 374 € 332 € 316 € 296 € 240 € 

2017 409 € 368 € 327 € 311 € 291 € 237 € 

 + 7,00 € + 6,00 € + 5,00 € + 5,00 € + 5,00 € + 3,00 € 
 

1.5.3 Mehrbedarfe 

Die Leistungshöhe der Mehrbedarfe errechnet sich grundsätzlich aufgrund eines Prozentsatzes 
des für den/die jeweilige Leistungsberechtigte(n) geltenden Regelbedarfs. Mit den steigenden 
Regelbedarfen erhöhen sich auch die Leistungshöhen der Mehrbedarfe für 

 Schwangerschaft  

 Alleinerziehende 

 behinderte Personen beim Empfang von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 

 die kostenaufwendige Ernährung 

 die dezentrale Warmwasserversorgung. 
 
Insgesamt sind bei der Entwicklung der Anzahl der Bedarfsgemeinschaften und der Erhöhung 
des Regelbedarfs bei den bundesfinanzierten Leistungen für das Jahr 2018 Ausgaben in Höhe 
von circa 165,2 Mio. Euro zu erwarten. Im Vergleich zum Vorjahr bedeutet dies eine Zunahme 
um circa. 4,9 Mio. Euro. 

1.5.4 Sozialversicherungsbeiträge 

Die Beiträge zu den Sozialversicherungen werden leicht ansteigen: So erhöhen sich die Bei-
träge zur Krankenversicherung pro erwerbsfähige leistungsberechtigte Person und pro Monat 
um 1,62 € und die Beiträge zur Pflegeversicherung um 0,41 €.  
In Summe sind im Bereich Sozialversicherungen damit Mehrausgaben in Höhe von ca. 
65.500,00 Euro zu erwarten. Die Sozialversicherungsbeiträge sind bei den bundesfinanzierten 
Leistungen in Höhe von 165,2 Mio. Euro bereits enthalten (vgl. 1.5.3). 

1.5.5 Leistungen für Unterkunft und Heizung 

Die laufenden Leistungen für Unterkunft und Heizung werden sich gegenüber dem Vorjahr um 
circa 15 Mio. Euro auf circa 151,6 Mio. Euro im Jahr 2018 erhöhen. Diese Erhöhung ist neben 
der Zunahme der Anzahl der Bedarfsgemeinschaften auch auf die erhöhten Gebühren bei den 
Flüchtlingsunterkünften zurückzuführen. Für die Flüchtlinge ab Zugang Oktober 2015 werden 
die Unterbringungskosten durch den Bund vollständig übernommen. 

Die Mietpreissteigerungen wurden aufgrund mehrjähriger Erfahrungswerte mit monatsdurch-
schnittlich 10 EUR pro Bedarfsgemeinschaft im „Altbestand“ kalkuliert. 

1.6 Verwaltungskosten 

Im Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2018 vom 28. Juni 2017 sind für die Verwaltungs-
kosten der Grundsicherung für Arbeitsuchende (inklusive Ausgaberesten in Höhe von 350 Mio. 
EUR) Haushaltsmittel von 4,365 Mrd. EUR veranschlagt (Vorjahr: 4,307 Mrd. EUR). Nach einem 
Abzug für zentrale Einbehalte verbleiben rund 4,335 Mrd. EUR, die in Abhängigkeit von der An-
zahl der von den Jobcentern zu betreuenden Bedarfsgemeinschaften verteilt werden. Das Job-
center Stuttgart erhält hiervon einen Anteil von 0,6881 Prozent (Vorjahr: 0,6592 Prozent), somit 
voraussichtlich 29.830.676 EUR.  
Für die flüchtlingsbedingten Mehraufwendungen im SGB II beabsichtigt der Bund weitere 
540 Mio. EUR für die Verwaltungskosten zur Verfügung zu stellen, die nach einem gesonderten 
Maßstab verteilt werden (Vorjahr: 450 Mio. EUR). Entgegen dem Verfahren in den beiden letzten 
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Jahren ist jedoch geplant, die Mittel in nur einer Tranche zuzuteilen. Das Jobcenter Stuttgart 
erhält einen Anteil von 0,7546 Prozent, damit voraussichtlich 4.074.840 EUR. 
Insgesamt würde sich das Budget damit auf 33.905.516 EUR belaufen und würde sich im Ver-
gleich zur Zuteilung für 2017 um 2.020.246 EUR erhöhen (plus 6,3 Prozent). 
Von diesem Betrag ist vorläufig auszugehen. Für die Feststellung des endgültigen Betrages ist 
zum einen der Erlass der Eingliederungsmittel-Verordnung 2018, Ende 2017, abzuwarten, zum 
anderen das parlamentarische Verfahren zum Bundeshaushalt 2018. Aufgrund der Bundestags-
wahl 2017 und der bis dato nicht erfolgten Regierungsbildung wird der Deutsche Bundestag das 
Haushaltsgesetz erst 2018 verabschieden können, so dass zumindest für das erste Halbjahr 
2018 von einer vorläufigen Haushaltsführung auszugehen ist und eine vorläufige Zuteilung nur 
in Höhe des vom Bundesministerium der Finanzen festgelegten Prozentsatzes der maßgeblichen 
Obergrenze erfolgen wird. 
 
Die abrechenbaren Verwaltungskosten gemäß Kommunalträger-Abrechnungsverwaltungsvor-
schrift (KoA-VV) werden sich voraussichtlich auf insgesamt 40.846.969 EUR belaufen. Der An-
teil des Bundes beträgt 84,8 Prozent, also 34.638.230 EUR. Da das Verwaltungsbudget des 
Bundes nicht ausreicht, den Bundesanteil zu decken, ist eine Umschichtung vom Eingliede-
rungstitel in den Verwaltungshaushalt von 732.714 EUR erforderlich (Geschäftsplan 2017: 
1.087.730 EUR). 
 
Der kommunale Finanzierungsanteil (KFA) von 15,2 Prozent beträgt 6.208.739 EUR. Weiterhin 
hat die LHS Stuttgart die nicht abrechenbaren Kosten von 3.717.973 EUR zu tragen. Insgesamt 
belaufen sich die Kosten der LHS Stuttgart somit auf 9.926.712 EUR (Geschäftsplan 2017: 
9.379.390 EUR).  

1.7 Stellenplanrelevante Entscheidungen 

1.7.1 Bestandsentwicklung 

Für die Analyse Entwicklungen im Jobcenter Stuttgart wurde der Bestand der Leistungsberech-
tigten in zwei Bestandsgruppen untergeteilt: 
 

1. Bestand der Leistungsberechtigten, die in Flüchtlings-Bedarfsgemeinschaften leben und 

frühestens seit dem 01.01.2015 Leistungen vom Jobcenter Stuttgart beziehen. 

2. Restlicher „Altbestand“, inkl. der Leistungsberechtigten, die in Flüchtlings-Bedarfsge-

meinschaften leben, die vor 2015 zugegangen sind. 

Die getrennte Betrachtung der beiden Gruppen macht deren unterschiedliche Entwicklung bis 
Dezember 2018 deutlich: Der Altbestand sinkt wesentlich, wobei sich im Bestand im Bereich 
der Flüchtlinge für die Zugangsjahre 2015 und 2016 Zugänge und Abgänge annähernd ausglei-
chen. 

 
Aktuell ergibt sich folgende Prognose für den Dezember 2018: 

 
Dezember 2018  
(Prognose vom Oktober 2017) 

BG PERS ELB ELB Ü25 ELB U25 

Jobcenter 23.873 44.776 32.260 26.166 6.093 
Altbestand 19.966 36.704 26.700 22.588 4.111 
Flü seit 2015 3.907 8.072 5.560 3.578 1.982 
Flü gesamt 4.448 9.529 6.536 4.335 2.200 

 
Bezogen auf die Prognose im Geschäftsplan 2017 wird demnach ein Rückgang von insgesamt 
750 BG und 967 ELB, davon 281 ELB unter 25 Jahre, angenommen. 
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1.7.2. Personalbedarfsrechnung 

Die Personalbedarfsberechnung basiert auf den prognostizierten Kundenzahlen zum Jahres-
ende 2018.  
Die Ermittlung des Personalbedarfs erfolgt in zwei getrennten Schritten für den „Altbestand“ und 
die Gruppe der „Flüchtlinge seit 2015“, wobei die Stellen dem „Altbestand“ und die Ermächti-
gungen der Gruppe „Flüchtlinge seit 2015“ zugeordnet wird. 
In die Personalbedarfsermittlung gehen sämtliche BG, aber nicht alle ELB im Bestand ein, da je 
nach Fallkonstellation von einem geringeren Betreuungsaufwand ausgegangen wird.  
Dabei orientiert sich die Berechnung an der „Empfehlung des Bund-Länder-Ausschusses für 
das sonstige Personal in den gemeinsamen Einrichtungen“ aus dem Oktober 2012. Bei der Be-
rechnung wird insbesondere die Gruppe der § 10-Fälle bei den erwerbsfähigen Leistungsbe-
rechtigten unter 25 Jahren, die in ihrer Mehrheit noch eine Schule besuchen und dem Arbeits-
markt daher (noch) nicht zur Verfügung stehen, zu 75 Prozent nicht berücksichtigt.  
 
Insgesamt ergibt sich ein Gesamtbedarf der betreuungsrelevanten Stellen und Ermächtigungen 
von 404,67 VZK, damit 14,87 VZK weniger gegenüber dem Geschäftsplan 2017: 
 

Personalbedarfsrechnung für 2018 

  
 Betreuungs- 

relation 

2017 2018 

BG / 
ELB 

Stellen *) 
BG / 
ELB 

Stellen *) 
Differenz 
Stellen 
zu 2017 

 
ELB U25 

 
1:75 

 
3.832 

 
51,10 3.495 

 
46,60 

 
-4,50 

 
ELB Ü25 

 
1:150 

 
26.854 

 
179,03 

 
26.166 

 
174,44 

 
-4,59 

 
BG LG 

 
1:130 

 
24.623 

 
189,41 

 
23.873 

 
183,64 

 
-5,77 

 
Saldo 

   
419,54 

 
 

404,67 
 

-14,87 
*) inkl. Ermächtigungen der Abteilung Migration und Teilhabe 

 
Im Zuge der Personalbedarfsrechnung für 2018 werden die o. g. 14,87 VZK durch die Nichtver-
wendung von (unbesetzten) Ermächtigungen in entsprechender Höhe ausgeglichen. Nach der 
im Geschäftsplan 2017 erfolgten Reduzierung um 15,1 VZK belaufen sich die Ermächtigungen 
im Geschäftsplan 2018 für den Flüchtlingsbereich insgesamt auf 36,13 VZK (ggü. den im Ge-
schäftsplan 2016 zur Verfügung gestellten Personalkapazitäten im Umfang von 66,07 VZK). 

 
Anträge des Jobcenters zu Stellenschaffungen und Änderungen von Stellenvermerken 
sind in separaten Gemeinderatsdrucksachen enthalten.  
 

(1) GRDrs 833/2017, Stellenplan 2018/2019 
     Der Beschlussantrag beinhaltet: 
 

Zum Stellenplan 2018 werden im Teilstellenplan des Jobcenters 
 

 2,5 Stellen geschaffen (Anlagen 1 und 2),  

 die KW-Vermerke an 16,0 Stellen verlängert (Anlagen 4 und 5), 

 die Verwaltung ermächtigt, 1,0 VZK bis zum 31.12.2019 beim Jobcenter au-
ßerhalb des Stellenplans einzustellen (Anlage 3), 

 4,5 Stellen für Sachgebietsleitungen in den Zweig- und Fachstellen sowie in 
der Abteilung Migration und Teilhabe (ergänzt unter GRDrs. 833/2017 Ergän-
zung) beantragt. 
 

(2) GRDrs 910/2017, Flüchtlingsvorlage 
     Der Beschlussantrag beinhaltet: 
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 Reduzierung der dauerhaften Ermächtigung zur Beschäftigung von Personal 
außerhalb des Stellenplans von 66,07 auf 51,00 VZK für die Betreuung von 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten und Bedarfsgemeinschaften (im Flücht-
lingsbereich (Anlage 3), 

 Verlängerung des Vermerks „KW 01/2018“ bis KW 01/2020“ an insgesamt. 
9,0 Stellen (Anlagen 4 – 13),  

 Ermächtigungen zur Beschäftigung von Personal außerhalb des Stellenplans 
im Umfang von 3,00 VZK in EG 10 bis zum 31.12.2020 als Persönliche An-
sprechpartner/-innen Ausbildungscampus (Anlage 14).  
 

 
(3) GRDrs 910/2017, Anlage 3 
 

 Nachrichtlicher Hinweis auf Ermächtigung für „Koordinierende Steuerungs-
funktion der Zusammenarbeit von Integrationsmanagerinnen und -managern 
und Persönlicher Ansprechpartner/innen außerhalb des Stellenplans im Um-
fang von 0,5 VZK in EG 10 im Zuge der Beschlussfassung der GRDrs. 
532/2017, Pakt für Integration. 

 
 

(4) Haushaltsplanberatung 2018/2019 vom 15. Dezember 2017  
 

 28,0 Stellen Sachbearbeitung Leistungsgewährung, Haushaltsantrag 
Nr. 431/2017 von Bündnis 90/DIE GRÜNEN in Verbindung mit 
GRDrs 1246/2017, Nr. 515/2017 SPD Gemeinderatsfraktion, Nr. 605/2017 
SÖS-Linke-PluS, 

 1,0 Stelle Sachbearbeitung Personal, Haushaltsantrag Nr. 432/2017 von 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN, Nr. 567/2017 SPD Gemeinderatsfraktion, Nr. 
600/2017 SÖS-Linke-PluS, 796/2017 FDP, 

 1,5 Stellen Medizinisch-Psychologischer Dienst, Haushaltsantrag 
Nr. 433/2017 von Bündnis 90/DIE GRÜNEN, Nr. 567/2017 SPD Gemeinde-
ratsfraktion, Nr. 600/2017 SÖS-Linke-PluS, Nr. 796/2017 FDP. 

 
 
 

2. Zielsystem 

2.1 Ziele, Zielindikatoren, Zielwerte 

Das Zielsystem der Grundsicherung für Arbeitsuchende besteht für das Jahr 2018 unverändert 
weiter. Der Gesetzgeber hat in § 48a SGB II für die Zielvereinbarungen nach § 48b SGB II fol-
gende Steuerungsziele festgelegt: 
 

Zielsystem des Bundes 

Nr.  Ziele Zielindikatoren 

1 Reduzierung der Hilfebedürftigkeit 
Summe der Leistungen zum Lebensunter-
halt 

2 
Verbesserung der Integration in Erwerbstätigkeit, 
Ausbildung und Selbständigkeit 

Integrationsquote 

3 Vermeidung von langfristigem Leistungsbezug 
Veränderung des Bestands an Langzeit-
leistungsbeziehenden 
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Für die Messung der Ziele werden Indikatoren mit Zielwerten bzw. Veränderungswerten verein-
bart, deren Berechnungsweise für die Ziele 1 bis 3 im gemeinsamen Planungsdokument für die 
Zielsteuerung 2018 im SGB II festgelegt ist. 
 
Für das Jahr 2018 hat die Bund-Länder-Arbeitsgruppe Steuerung SGB II (BLAG) entschieden, 
dass die Ziele 2 und 3 wie im Vorjahr dezentral zu planen sind. Dadurch soll eine realistische 
und gleichzeitig ambitionierte Zielwertfindung und somit eine höhere Akzeptanz des Planungs-
verfahrens insgesamt erreicht werden. 
 
Die Kennzahl zum Ziel 1 soll im Gegensatz zu den Werten der Ziele 2 und 3 nicht mehr festge-
schrieben werden, sondern in ihrem Verlauf im Rahmen eines qualitativ hochwertigen Monito-
rings beobachtet und ggf. mit der prognostizierten Entwicklung verglichen werden. 
 
Zusätzlich vereinbart das Land Baden-Württemberg mit dem Jobcenter Stuttgart weitere Ziele: 

 

 Ziele des Landes Zielindikatoren 

4 
Verbesserung der Integration von Alleinerziehen-
den in Erwerbstätigkeit 

Verbesserung der Integrationsquote von 
Alleinerziehenden in Erwerbstätigkeit 

5 Verbesserung der Inklusion - 

 
Die vorgeschlagenen Zielwerte sind aus den Handlungsbedarfen unter Berücksichtigung der 
Rahmenbedingungen abgeleitet. 
 
Die Landeshauptstadt Stuttgart schlägt dem Ministerium für das Ziel 2 vor, dass es erreicht 
wird, wenn die Integrationsquote insgesamt um mehr als 0,4 Prozent im Vergleich zum Vorjahr 
steigt.  
 
Für das Ziel 3 wird eine Steigung von bis zu 3,4 Prozent vorgeschlagen, was bedeutet, dass die 
durchschnittliche Zahl der Langzeitleistungsbeziehenden im Durchschnitt der letzten zwölf Mo-
nate im Vergleich zum Vorjahr um maximal diesen Anteil steigt. Zu den Langzeitleistungsbezie-
henden werden die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten gezählt, die in den letzten zwei Jah-
ren 21 Monate SGB II-Leistungen bezogen haben. Da die meisten Flüchtlinge im Jahr 2018 
noch keine 21 Monate im Leistungsbezug gewesen sein können, gilt der vorgeschlagene Wert 
auch unter Berücksichtigung der erwarteten Zuwanderung. 
 
Abweichend zum bisherigen Verfahren wird für das Jahr 2018 bei Ziel 4 ebenfalls wie bei Ziel 2 
eine Veränderung der Integrationsquote von Alleinerziehenden in Erwerbstätigkeit, Ausbildung 
und Selbständigkeit vorgeschlagen. Das Ziel wäre demnach im Jahr 2018 erreicht, wenn sich 
die Ergänzungsgröße "Integrationsquote der Alleinerziehenden" nach § 5 Abs. 2 Nr. 4 Kenn-
zahlen-VO im Vergleich zum Vorjahr um 1,6 Prozent erhöht.  
 
Für das Ziel 5 werden keine Zielwerte vereinbart. 
 
Im Rahmen des SGB II-Zielsystems (§ 48 SGB II) werden zwischen dem Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg und der Landeshauptstadt Stuttgart 
(LHS) als zugelassenem kommunalem Träger folgende Zielwerte vereinbart: 

 

 Zielindikatoren Angebotswerte 2018 

1 Summe der Leistungen zum Lebensunterhalt - 

2 Veränderung der Integrationsquote (K2) Steigerung der Quote um mind. 
0,4 % 

3 Veränderung des Bestands an Langzeitleistungsbe-
ziehenden (JFW K3) 

Erhöhung des Bestands um  
höchstens 3,4 % 
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4 Veränderung der Integrationsquote von Alleinerzie-
henden (K2E4) 

Steigerung der Quote um mind. 
1,6 % 

5 Verbesserung der Inklusion - 

 
Die Verwaltung geht für das Jahr 2018 von einer spürbaren Steigerung der Bestandszahlen an 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten und Bedarfsgemeinschaften um 3 Prozent bis 4 Prozent 
aus, die durch die Zuwanderung von Flüchtlingen ausgelöst wird. 
 
Die Angebote gelten noch nicht als vereinbart. 

 

Finanzielle Auswirkungen 

 

Mitzeichnung der beteiligten Stellen: 

Die Referate AKR und WFB haben die Vorlage mitgezeichnet. 

Vorliegende Anfragen/Anträge: 

      

Erledigte Anfragen/Anträge: 
      

 
Werner Wölfle 
Bürgermeister 

Anlagen 

Anlage 1: Geschäftsplan 2018 
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Anlage 1 zu GRDrs 1376/2017 
 
<Anlagen> 
 
 


